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Drucksache V/2499 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 24. Januar 1968 

II/l — 68070 — 5101/68 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrar/Finanzpolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1967 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 


eine Verordnung des Rats betreffend die Finanzierung von 
Beihilfen für die Erzeugung von Traubenkernöl durch den 


EAGFL, 


Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 12. Ja- 
nuar 1968 dem Herrn Präsidenten des Rats der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
betreffend die Finanzierung von Beihilfen 
für die Erzeugung von Traubenkernöl durch den EAGFL 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 43, 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Verordnung Nr. 136/66/EWG des Rats vom 
22. September 1966 über die Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für Fette sieht die 
Möglichkeit vor, daß die Mitgliedstaaten während 
eines Übergangszeitraumes von 5 Jahren Beihilfen 
für die Erzeugung von Öl aus Kernen von in der 
Gemeinschaft geernteten Trauben gewähren. 

Parallel zu dieser Befugnis wurde vorgesehen, 
daß diese Beihilfen abweichend von den Bestim- 
mungen der Verordnung Nr. 17/64/EWG 2) des Rats 
vom 5. Februar 1964 (über die Bedingungen für die 
Beteiligung des Europäischen Ausrichtungs- und 
Garantiefonds für die Landwirtschaft) und Nr. 
130/66/EWG 3) des Rats vom 26. Juli 1966 (über 
die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpolitik) 
innerhalb bestimmter Grenzen erstattungsfähig 
durch den Fonds seien, sobald einzelstaatliche Maß- 
nahmen, die eine Erhöhung der Preise für andere 
pflanzliche Öle als Olivenöl bezwecken oder bewir- 
ken, beseitigt sind. Es ist daher wichtig, die Gren- 
zen und Voraussetzungen für diese Erstattungs- 
fähigkeit festzulegen. 

Die einzigen Mitgliedstaaten, die gemäß Verord- 
nung Nr. 136/66/EWG Beihilfen für die Erzeugung 
von Traubenkernöl gewähren, sind Italien und 
Frankreich. Die in Artikel 30 der genannten Ver- 
ordnung erwähnte Beseitigung einzelstaatlicher 
Maßnahmen erfolgte in Italien am 10. Novem- 
ber 1966 und in Frankreich am 1. Juli 1967 ■ — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 ff. 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. April 1964, S. 586/64 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 165 
vom 21. September 1966, S. 2965/66 


Artikel 1 

Abweichend von den Artikeln 2 und 8 der Ver- 
ordnung Nr. 17/64/EWG und von den Artikeln 2 
und 7 der Verordnung Nr. 130/66/EWG sind die von 
der Republik Italien und von der Republik Frank- 
reich gemäß Artikel 30 der Verordnung Nr. 136/66/ 
EWG geleisteten Ausgaben erstattungsfähig durch 
den Fonds, Abteilung Garantie, und zwar 

— in voller Höhe der vom 10. November 1966 bis 
zum 9. November 1967 von Italien und vom 
1. Juli 1967 bis zum 30. Juni 1968 von Frankreich 
gewährten Beihilfen, 

— zu zwei Dritteln des Gesamtbetrages der vom 
10. November 1967 bis zum 9. November 1968 
von Italien und vom 1. Juli 1968 bis zum 30. Juni 

1969 von Frankreich gewährten Beihilfen, 

— zu einem Drittel des Gesamtbetrages der vom 
10. November 1968 bis zum 9. November 1969 
von Italien und vom 1. Juli 1969 bis zum 30. Juni 

1970 von Frankreich gewährten Beihilfen. 

Artikel 2 

Der vom EAGFL übernommene Betrag für sämt- 
liche, in den in Artikel 1 bezeichneten drei Zeit- 
räumen gewährten Beihilfen darf für die franzö- 
sische Republik 1,1 Millionen Rechnungseinheiten 
und für die italienische Republik 3,3 Millionen Rech- 
nungseinheiten nicht übersteigen. 

Artikel 3 

Für die im vorigen Artikel erwähnten Ausgaben 
für Beihilfen sind von den betreffenden Mitglied- 
staaten Anträge auf Erstattung gemäß Artikel 9 der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG vorzulegen; die Kom- 
mission entscheidet gemäß Artikel 10 der genann- 
ten Verordnung. 

Artikel 4 

Durchführungsbestimmungen zu dieser Verord- 
nung werden bei Bedarf gemäß dem in Artikel 26 
der Verordnung Nr. 17/64/EWG vorgesehenen Ver- 
fahren erlassen. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 
Brüssel, den * 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Begründung 


Auf seiner Sitzung vom 26. Juli 1966 nahm der 
Rat im Zusammenhang mit der Verordnung Nr. 
136/66/EWG eine Entschließung über die Erstat- 
tungsfähigkeit von Beihilfen für die Erzeugung von 
Traubenkernöl durch den Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 
an die wie folgt lautet: 

„Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
beschließt, daß die Beihilfen, die bei der Erzeugung 
von Traubenkernöl gemäß Artikel 30 gewährt wer- 
den, im ersten Jahr nach dem Inkrafttreten einer 
gemeinsamen Agrarpolitik für Fette durch den 
EAGFL in voller Höhe, im zweiten Jahr zu zwei 
Dritteln des Gesamtbetrags und im dritten Jahr zu 
einem Drittel erstattungsfähig sind; der vom EAGFL 
übernommene Betrag darf jedoch für die drei Jahre 
bei Italien einen Höchstbetrag von 3 300 000 RE und 
bei Frankreich einen Höchstbetrag von 1 100 000 RE 
nicht überschreiten.'' 

Auf seiner Sitzung vom 25. Juli 1967 vereinbarte 
der Rat, diese Entschließung so zu veröffentlichen, 


0 R/782/66 oder KGM (66) 300 vom 12. Juli 1967, bestätigt 
durch den Beschluß der Inkraftsetzung der vom Rat 
getroffenen Entscheidungen, T^30/66, S. 6. 

-) Amstblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 183 
vom 5. August 1967, S. 10. 


daß die betreffenden Mitgliedstaaten über eine 
Rechtsgrundlage für eigene Maßnahmen verfügten. 
Die Veröffentlichung erfolgte am 5. August 1967-). 
Da sie jedoch für eine Beteiligung am Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirt- 
schaft nicht ausreicht, muß die Entschließung in eine 
Verordnung umgewandelt werden. 

Artikel 30 der Verordnung Nr. 136/66/EWG sieht 
vor, daß Beihilfen für die Erzeugung von Trauben- 
kernöl von dem Zeitpunkt an gewährt werden kön- 
nen, an dem der betreffende Mitgliedstaat seine 
einzelstaatlichen Maßnahmen, die eine Erhöhung 
der Preise für andere pflanzliche öle als Olivenöl 
zum Ziel hatten, beseitigt hat. Diese einzelstaat- 
lichen Maßnahmen wurden in den beiden in der 
Entschließung des Rats erwähnten Mitgliedstaaten 
nicht gleichzeitig beseitigt. Frankreich brauchte seine 
eigene Marktorganisation erst ab 1. Juli 1967 ab- 
zuschaffen, während Italien dies auf Grund des 
Artikels 34 der Verordnung Nr. 136/66/EWG ab 
10. November 1966 tun mußte. 

Die Kommission ist der Auffassung, daß Beihilfen 
für die Erzeugung von Traubenkernöl Agrarmarkt- 
ausgaben in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Errichtung einer gemeinsamen Marktorganisation 
für Fette sind und daher unter die Zuständigkeit 
der Abteilung Garantie des Fonds fallen. 


3 



